
Leitsatz zu Beschluss 22-29 

 

 

Entscheidungserhebliche Normen 

§ 10a EU Abs. 8 Satz 2 VOB/A 

§ 7 EU Abs. 1 Nr. 3 VOB/A 

 

1. Gem. § 10a EU Abs. 8 Satz 1 VOB/A bestimmt der öffentliche Auftraggeber eine 

angemessene Frist, innerhalb der die Bieter an ihre Angebote gebunden sind (Bindefrist).  

2. Die Bestimmung der Bindefrist liegt im pflichtgemäßen Ermessen des Auftraggebers. Dieses 

Ermessen hat er danach auszurichten, dass die Bindefrist so kurz wie möglich sein und nicht 

länger bemessen werden soll, als der öffentliche Auftraggeber für eine zügige Prüfung und 

Wertung der Angebote gem. §§ 16 EU bis 16d EU benötigt. 

3. Die besonderen Bedingungen der internen Willensbildung einer Gemeinde können eine 

mögliche Rechtfertigung für eine längere Bindefrist darstellen (vgl. BGH, Urteil vom 

21.11.1991 – VII ZR 203/90). 

4. Bindefristen die die Regelfrist von 60 Kalendertagen gem. § 10a EU Abs. 8 Satz 3 VOB/A um 

mehr als das Doppelte übersteigen sind nur ganz ausnahmsweise mit besonderer 

Begründung zulässig. Auch in sehr großen Kommunen mit aufwändigen internen Abläufen 

zur internen Willensbildung dürfen so lange Bindefristen nicht zum Regelfall werden. 

5. Gerade in Zeiten mit kurzfristigen hohen Preisschwankungen und Fachkräftemangel sind die 

Interessen der Bieter bei der Festsetzung der Bindefrist besonders zu berücksichtigen, um 

ihnen kein ungewöhnliches Wagnis i.S.d. § 7 EU Abs. 1 Nr. 3 VOB/A aufzuerlegen. 


